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Sehr geehrter Herr  , 

sehr geehrter Herr , 

für die erneute Beteiligung und Möglichkeit der Abgabe unserer Stellungnahme zu o.g. 
Vorgang bedanken wir uns bei Ihnen. 

Prinzipiell verweise ich auf unsere Stellungnahme zum gleichen Vorgang vom 
05.04.18 an das TMUEN, Referat 12, unsere Stellungnahme vom 29.01.18 an die 
Ministerin Siegesmund sowie den gemeinsamen Verbändebrief an den Thüringer 
Ministerpräsidenten Bodo Ramelow vom 27.2.18, die dem Schreiben als Anlagen 
beigefügt sind. 

Eingangs möchten wir betonen, dass das Thüringer Landesbergamt für die Wirtschaft 
und insbesondere für unsere Bergbauunternehmen und •Dienstleister für die 
Bergbaubranche, aber auch für Bürgerinnen und Bürger ein wichtiger Anlaufpunkt und 
Partner ist. Als anerkannte Fachaufsicht und Vollzugsbehörde arbeitet das Thüringer 
Landesbergamt effizient und bürgernah. 

Die vorgesehene Eingliederung In die neue „Großbehörde" wird von unseren, 
insbesondere Thüringer Mitgliedern, als nicht hinnehmbar und als eine rein 
politisch motivierte Entscheidung angesehen. Das Wirtschaftsressort wird hier 
völlig untergeordnet. Aus unserer Sicht sollte die Eigenständigkeit des 
Landesbergamtes auch mit Schaffung einer neuen Behörde gegeben sein. 
Insbesondere well die in den Ausführungen zum Verwaltungsreformgesetz 
enthaltenen Formulierungen unter dem Punkt A „Problem und Regelungsbedürfnis" 
u.a. in Punkt 2 vorgebrachten Erwartungshaltungen der Wirtschaft (u.a. straffe 
Verwaltungsstruktur, Nachvollziehbarkeit von Entscheidungen) beim Thüringer 
Landesbergamt bereits gegeben sind. Her existiert auch keine Dreistufigkeit der 
Verwaltung mehr. Ebenfalls sind Fach- und Dienstaufsicht miteinander vereint.  
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Lassen Sie mich im Folgenden kurz auf einige Punkte Ihrer Gliederung des 
Gesetzentwurfes näher eingehen. 

Erwartungshaitung der Wirtschaft an eine moderne Thüringer Verwaltung 

Es ist richtig, dass die Wirtschaft in Thüringen eine moderne und leistungsfähige 
Verwaltung erwartet. Ja, eine Reform ist sicher notwendig, wie die von Ihnen 
angeführten Ergebnisse der Umfragen des Thüringer Ministeriums für Wirtschaft, 
Arbeit und Technologie zeigen. Aber nicht eine Reform um der Reform willen. Nicht 
das ist zu reformieren, was schon einmal mit Erfolg reformiert wurde und mit Erfolg 
seit Jahren arbeitet. Ich • beziehe mich damit auf das Thüringer Landesbergamt, was 
bereits eine zweistufige Struktur besitzt. Wenn in diesem Zusammenhang und unter 
diesem Punkt von „...Orts- und Sachnähe bei gleichzeitig straffer Verwaltungsstruktur, 
die Nachvollziehbarkeft von Entscheidungen und die Dauer von Genehmigungs-
verfahren..." als wichtige Rahmenbedingungen für unternehmerisches Wirken 
angesprochen wird, dann sehen wir keinen Handlungsbedarf in Bezug auf die 
Auflösung bzw. Eingliederung des Thüringer Landesbergamtes in eine neue Struktur. 

Ein weiterer Aspekt. Die im Gesetzentwurf mit der Neustrukturierung der Verwaltung 
angesprochenen verbundenen Kosten sind aus unserer Sicht, auch nach der 
Anhörung am 09.08.18 bel Staatssekretär Möller, in keiner Weise offengelegt. Eine 
Formulierung wie „bevor wir falsche Zahlen präsentieren, geben wir lieber keine 
bekannt" sehen wir keinen Ansatz für eine Entscheidung auf finanziell solider Basis. 
Das hat auch mit Transparenz zu tun. Die ist hier nach unserer Auffassung nicht 
gegeben. 

Regelungsbedürfnis 

Die sich aus dem Thüringer Gesetz über die Grundsätze der Funktional- und 
Verwaltungsreformen ergebenden und zu beachtenden Leitlinien der Verwaltungs-
reform geben eine grundsätzliche Zweistufigkeit der Landesverwaltung — mit den 
bekannten Einschränkungen — vor. Diese Zweistufigkeit ist, wie bereits weiter oben 
erwähnt, beim Thüringer Landesbergamt bereits vorhanden. Auch der Grundsatz der 
Einräumigkeit der Verwaltung ist erfüllt. 

Die Unternehmen unseres Verbandes sehen — wie auch andere Verbände — kein 
Regelungsbedürfnis zur Auflösung des Thüringer Landesbergamtes (s.o.). Für 
Unternehmen, wie auch Bürgerinnen und Bürger sind die örtlichen Zuständigkeiten in 
dieser Hinsicht transparent und überschaubar. Reibungsverluste durch 
unterschiedliche Gebietszuschnitte sind nicht vorhanden. Im Gegenteil, die kurzen 
Wege u.a. in bergrechtlichen Genehmigungsverfahren, die fachlichen und örtlichen 
Zuständigkeiten wurden von der Thüringer Wirtschaft stets als positiv eingeschätzt. 
Damit ist gleichzeitig eine Einschätzung zum Unterpunkt Aufgabenkritik beantwortet. 
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Ebenso können die Punkte Deregulierung, Entbürokratisierung sowie Standardabbau 
und -überprüfung hiermit behandelt werden. Das Thüringer Landesbergamt ist 
keinesfalls überbürokratisiert. Viele Verfahren und deren Entscheidungen werden 
transparent auch im Internet nachvollziehbar dargestellt (Vergabeverfahren und 
amtliche Bekanntmachungen). Das Amt ist als Fach- und Dienstaufsicht bestens 
strukturiert und tätig. 

B. Lösung - Umwelt, Energie und Naturschutz 

Die angestrebte Lösung, die Gründung des Thüringer Landesamtes für Umwelt, 
Bergbau und Naturschutz (TLUBN), kommt der Herstellung einer Großbehörde gleich. 
Hier wird über längere Zeit ein Stau bei der Abarbeitung anstehender Genehmigungs-
verfahren entstehen und es drängt sich der Gedanke einer zukünftig ausschließlichen 
(Bergbau-) Verwaltung der anstehenden Aufgaben auf. Das ist nicht das, was die 
Wirtschaft braucht. Auch hier nochmals der Hinweis, das Thüringer Landesbergamt 
arbeitet bereits mit zweistufiger Struktur. 

Für die Thüringer Wirtschaft ist die vorgelegte Lösung keine Lösung. Absehbar 
Ist der Abbau der Fachaufsicht hin zu einer reinen „Verwaltung" des 
Bergbaubereiches. 

Auch im Bereich der Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie (TLUG) wird 
sich diese „Zusammenfassung" und Gründung des TLUBN nicht positiv darstellen. 
Eine naturwissenschaftlich fachlich beratende Landesanstalt ist nur mit Qualitäts-
verlusten in eine mit Vollzugsaufgaben befasste Großbehörde (obere Landesbehörde) 
eingliederbar. Die TLUG als rein fachlich-technische Einrichtung mit Beratungs-
funktion soll zukünftig Vollzugsaufgaben aus dem Bereich des Landesverwaltungs-
amtes ausführen. Zu ähnlichen Einschränkungen kommt es durch die Zusammen-
fassung der Aufgaben der TLUG mit dem Thüringer Landesbergamt sowie dem damit 
anstehenden Zuständigkeitswechsel in den entsprechenden Fachgesetzen und 
Rechtsverordnungen. Das geht zu Lasten der Thüringer Wirtschaft. 

Ein weiterer Aspekt: die TLUG kann bei gerichtlichen Auseinandersetzungen in 
Verbindung mit dem Thüringer Landesbergamt nicht mehr als Gutachter auftreten. 
Auch hier werden erhöhte Kosten durch Dritte (Gutachter) entstehen. Erwartet wird 
auch der Verlust von Fach- und Sachverstand aus dem jetzigen Thüringer Landes-
bergamt. 

In diesem Zusammenhang sei auch erwähnt, dass in den bereits vorgenommenen 
Stellenausschreibungen des TMUEN für die zukünftige Behördenleitung vom 
12.07.2018 für den/die Präsidenten und den/die Vizepräsidenten des TLUBN an der 
Aufgabenbeschreibung sichtbar wird, dass den Verantwortlichen der Umfang der 
Aufgaben im Bereich Bergbau nicht klar ist, Hier wird lediglich das Wort 
,,Bergbauverwaltung" als einer der letzten Begriffe und in Zusammenhang mit 
geologischen Aufgaben in der Tätigkeitsbeschreibung verwendet. Das wird in keiner 
Weise den vielfältigen Vollzugsaufgaben im Bergbau und auch der Arbeiten eines 
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Geologischen Dienstes in Thüringen gerecht. Dadurch wird aber ersichtlich, dass es 
den Verantwortlichen in diesem Bereich nicht um fachliche Qualitätssicherung, 
sondern um die Schaffung von Verwaltungsstrukturen geht. 

Das man keine Zeit bei der Umsetzung der Strukturen des TLUBN - für die bisher kein 
Organigramm bekannt ist - verlieren will, obwohl es seitens der Wirtschaft (im Übrigen 
seit 2013, siehe Anlage) ununterbrochen Widerstand gegen diese Pläne gibt, zeigen 
diese vorgenommenen Stellenausschreibungen. 

C. Alternativen 

Wieso kommt man bei diesem Punkt nach dem durchgeführten umfassenden 
Abwägungsprozess u.a. mit Spitzenverbänden (z.B. dem Verband der Wirtschaft 
Thüringens, als Dachverband der Thüringer Wirtschaft) und weiteren Interessen- 
verbänden (siehe bereits—angeführte—gemeinsame—Stellungnahme—der—Verbände)  
eigentlich zu der Erkenntnis, mit der nun vorgeschlagenen Struktur für Bürgerinnen 
und Bürger sowie für die Wirtschaft eine effiziente, bürgernahe und bürgerfreundliche 
Verwaltung geschaffen zu haben? 

Man kommt nur dann zu dieser Erkenntnis, wenn man die bisher vorgebrachten 
Argumente eben dieser Verbände ignoriert. Genau diesen Eindruck hatten und haben 
alle bisher am Prozess Beteiligten gewonnen. 

Wir sehen in der Durchsetzung dieser Strukturreform mit dieser Konstellation leider 
nur eine (partei-) politisch motivierte Entscheidung. 

D. Kosten 

Der im Gesetzentwurf beschriebene dynamische Prozess von Veränderungen in der 
Zukunft unterstreicht, dass es in der Verwaltung auch weiterhin in den verschiedenen 
Aufgaben- und Zuständigkeitsbereichen zu Umgestaltungen kommen wird. Das führt 
unserer Meinung zu dem Schluss, dass nicht zwingend alle Behörden, so auch 
das Thüringer Landesbergamt, in diese vorgelegte Struktur eingeordnet werden 
müssen. 

Monetäre Betrachtungen zur Wirtschaftlichkeit, so heißt es in diesem Punkt, sind mit 
einzubeziehen. Für die Wirtschaft sind Kosten-/Nutzenrechnungen Grundlage 
jedweder Entscheidung. An dieser Stelle muss deshalb noch einmal angeführt und 
bemängelt werden, dass es „...zum Anstoßen des Prozesses eines einmaligen 
Aufwandes, ohne dass eine Abschätzung möglich ist, wie viel weniger Kapazitäten 
man im Nachhinein benötigt und wie groß die zeitliche Ersparnis ist.", sich nur um 
nebulöse Aussagen handelt. Hilfreich für die Ermittlung wäre ein, scheinbar bisher 
fehlendes, Organigramm, das die Besetzung entsprechender Stellen aufzeigt. 
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Mit einer lapidaren Aussage, „Im Zusammenhang mit den vorgenannten Maßnahmen 
entstehen in den einzelnen Geschäftsbereichen einmalige zusätzliche Kosten in 
geringem Umfang." lässt sich keine sinnvolle (und wirtschaftliche) Entscheidung für 
diese Verwaltungsstrukturreform treffen. Selbst wenn in den Anstrichen unter diesem 
Punkt - aber auch nur verbal - Kosten (z.B. für Umzüge, Trennungsgeldzahlungen, 
Erstattungen, neue Tür- und Eingangsschilder  etc.  und Umtragungen in Büchern, 
Dokumenten usw.) aufgeführt sind, verbergen sich im Endeffekt dahinter Zahlen, 
deren Größenordnungen einem jedoch bisher vorenthalten werden. Es wird hierbei 
deutlich, dass es „koste es, was es wolle" um die Durchsetzung genau dieser 
Strukturreform geht. Der abschließende Satz „In der Gesamtschau dienen die 
Maßnahmen der Beschleunigung der Verfahren und damit der Arbeitsleistung der 
Verwaltung, ohne dass dieser Effekt mit konkreten Zeitangaben oder monetären 
Beträgen belegt werden kann." suggeriert, dass es so  1st.  Unser Arbeitgeberverband, 
insbesondere unsere Thüringer Unternehmen, haben leider Zweifel daran. Aber 
unsere Meinung scheint in dieser Sache kein Gehör zu finden. 

Forderungen an eine Verwaltungsstrukturreform aus Sicht der Wirtschaft 

Umweltschutz lässt sich nur mit einer starken Wirtschaft umsetzen. Durch diese 
Strukturänderungen sehen wir eher eine Schwächung der Position der Wirtschaft, hier 
insbesondere des Bergbaus und Dienstleistungssektors und lehnen deshalb diese 
Maßnahmen ab. 

Wir sehen im Hinblick auf die auch in Zukunft anstehenden Aufgaben es als 
unabdingbar an, dass für den Bereich der Wirtschaft eine nicht nur als' Verwaltung 
handelnde Behörde, sondern weiterhin eine den fachlichen Anforderungen (für den 
Bereich des ober- und untertägigen Bergbaus und der Rohstoffgewinnung) gerecht 
werdende, eigenständig handelnde Struktur eines Thüringer Landesbergamtes gibt. 

Das Thüringer Landesbergamt ist deshalb in seiner jetzigen Struktur zu 
erhalten. Unser Vorschlag ist, die Thüringer Bergverwaltung dem 
Geschäftsbereich des Thüringer Ministeriums für Wirtschaft, Wissenschaft und  
digitate  Gesellschaft zuzuordnen. In einem Referat „Rohstoffe und Bergbau" 
sehen wir diese grundlegenden Wirtschaftsthemen für die Zukunft des 
Freistaates Thüringen sinnvoll verankert. Das haben die Verbände der Wirtschaft 
bereits 2017 in ihren Stellungnahmen gefordert. Leider wurden diese Forderung und 
die Gesprächsangebote dazu nicht aufgegriffen und diskutiert. 

Der Geologische Dienst (in Form der TLUG) ist mit seinen Aufgaben ein wichtiger 
Bestandteil u.a. bei der Beurteilung von Geo-Ressourcen und Geo-Risiken für den 
Freistaat Thüringen. Er sollte in einer Struktur des zu schaffenden Amtes als 
eigenständige Abteilung „Geologischer Dienst" bzw. „Abteilung Geologie" 
sichtbar und  welter  erhalten bleiben. 
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Rohstoffsicherung, die Bewertung von Boden- und Grundwasserschutz, erneuerbare 
Energienutzung bzw. die Ausweisung dieser Potentiale, Georisiken und die 
Beurteilung von Standsicherheiten bzw. der Geotechnik sind Themen der 
Daseinsvorsorge und gehören zu den Beratungsaufgaben eines Geologischen 
Dienstes. Die Erstellung von diversen Karten zu diesen Themen sind wichtige 
Entscheidungsgrundlagen und Voraussetzungen für die Ansiedelung neuer 
Wirtschaftszweige bzw. von Projekten, sind also Bestandteil der Raumordnung. 

Die in der Vergangenheit in diesen Bereichen der TLUG zu verzeichnenden 
Personalabbaue, in deren Folge wichtige Aufgabenbereiche u.a. für die Belange der 
Wirtschaft nicht ordnungsgemäß durchführbar waren (u.a. Digitalisierung und 
Neubewertung von Altdatenbeständen, Anfertigung von Boden- und Rohstoffkarten  
etc.)  sind nicht weiter hinnehmbar. Diese unabdingbaren wichtigen Dienstleistungen 
im Geo-Bereich müssen erhalten und auf zukünftige Anforderungen fachlich 
ausgerichtet werden. Die Zunahme von Geo-Risiken - auch in Deutschland und dem 
Freistaat Thüringen - fordern eine personelle Verstärkung des geologischen Dienstes 
in diesen Bereichen und dürfen nicht durch Verwaltungsstrukturreformen, die nicht 
den fachlichen Hintergrund beachten, bereinigt werden. 

Gern stehen wir Ihnen für Rückfragen zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen und Glück auf! 

4,1 

Ola Alisch 

Geschäftsführer 

Anlagen 
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Stellungnahme im Rahmen der Verbändeanhörung zum Thüringer 
Verwaltungsreformgesetz 2018 

Sehr geehrte Frau Ministerin, 

für die Beteiligung und die Möglichkeit der Abgabe einer Stellungnahme zu o,g. 
Vorgang bedanken wir uns bei Ihnen. 

Leider ist es aus unserer Sicht überhaupt nicht nachvollziehbar, warum seitens Ihres 
Ministeriums eine derart kurze Frist zur Abgabe einer Stellungnahme gesetzt wurde. 

Prinzipiell verweise ich auch auf unsere gemeinsame Verbände-Stellungnahme zum 
gleichen Vorgang aus dem Jahr 2013, damals an die Ministerpräsidentin Lieberknecht 
gerichtet. 

Darin haben wir u.a. zum Ausdruck gebracht, dass wir prinzipielle kostengünstige und 
zeitgemäße Verwaltungsstrukturen begrüßen. Allerdings bestehen in vergleichbaren 
Bundesländern, wie Sachsen-Anhalt, Sachsen, Brandenburg oder Mecklenburg-
Vorpommern, nach abgeschlossenen Verwaltungsreformen, eigenständige Bergämter 
bzw. Landesämter für Bergbau und Geologie  welter.  Der Freistaat Thüringen würde 
mit der geplanten Verwaltungsstruktur einen Sonderweg beschreiten und damit einen 
wirtschaftlichen Standortvorteil verlieren. Die Notwendigkeit einer leistungsfähigen, 
eigenständigen Bergbehörde wird durch strategische Orientierungen . der 
Bundesregierung (z.B. mit der Rohstoffstrategie) und der europäischen 
Rohstoffinitiative ebenfalls unterstrichen. 

Der Verband Bergbau, Geologie und Umwelt e.V. (VBGU) ist ein Arbeitgeberverband, 
seine Mitgliedsunternehmen haben ihren Sitz in ganz Deutschland. Sie arbeiten im 
Bergbau u.a. als Gewinnungsunternehmen und Dienstleister (z.B.  Consulting-
unternehmen). Das Thüringer Landesbergamt bündelt als fachlich zuständige 
Behörde u.a. die von diesen Unternehmen eingereichten Genehmigungsverfahren. 
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Größtes Mitgliedsunternehmen ist die Wismut GmbH, die auch im Freistaat Thüringen 
einen Großteil der Sanierungs- und Rekultivierungsarbeiten im ehemaligen 
Uranerzbergbau durchführt und ebenfalls im engen Dialog mit dem Landesbergamt 
steht. Die örtliche Nähe zu den Sanierungsstandorten der Wismut GmbH hat sich 
bisher als positiv erwiesen und ist förderlich für den Dialog bei Entscheidungs- und 
Aufsichtsprozessen. 

Unseren Mitgliedsunternehmen haben wir die von ihnen übermittelten Unterlagen 
weitergeleitet und fassen die Kommentare, die uns dazu neu erreichten, im Folgenden 
zusammen. 

Das Thüringer Landesbergamt ist für die Wirtschaft und insbesondere für unsere 
Bergbauunternehmen und Dienstleister für die Bergbaubranche ein wichtiger 
Anlaufpunkt und Partner. Sie ist anerkannte Fachaufsicht und Vollzugsbehörde. Als 
solches kann sie unserer Meinung nach mit dieser Umstrukturierung nicht mehr ihren 
Aufgaben voll gerecht werden. Es droht mit dieser vorgesehenen Eingliederung in die 
neue „Großbehörde" eine rein verwaltende Institution zu werden. Das wird von 
unseren, insbesondere Thüringer Mitgliedern als nicht hinnehmbar und als eine rein 
politisch motivierte Entscheidung angesehen. Das Wirtschaftsressort wird hier völlig 
untergeordnet. Aus unserer Sicht sollte die Eigenständigkeit des Landesbergarntes 
auch in einer neuen Behörde gegeben sein. 

Um diese, unsere Position zu verdeutlichen regen wir deshalb an, dass der vorgelegte 
Entwurf des TMUEN bei einer Landtagsanhörung im Laufe des Jahres zu diesem 
Thema, die Meinung von Fachleuten/Experten eingeholt wird oder aber vorgetragen 
werden kann. Dies könnte durch die vorherige Anhörung des Wirtschaftsausschusses 
geschehen. 

Wenn dieses Gesetz beschlossen wird erhält das Umweltministerium die vollständige 
Hoheit über alle Genehmigungen u.a. nach BlmSchG, auch wenn diese teilweise in 
den Landratsämtern bearbeitet werden. Damit wird ein Stillstand erwartet, denn damit  
warden  rein ideologische und keine sach- und fachgerechten Entscheidungen 
erwartet. 

In der Begründung zum Gesetz ist keine Kostenbeeinflussung aufgezeigt, man spricht 
lediglich von Effizienzsteigerungen, für einen Gesetzentwurf ist dies aber einforder-
bar. Wir erwarten eher Kostensteigerungen durch ein mehr an Fahrtkosten und einen 
erhöhten CO2-Ausstoß, was durch die Einsparung des obersten Thüringer 
Bergbeamten wohl kaum ausgeglichen wird. 

Weiterhin kann die TLUG bei gerichtlichen Auseinandersetzungen in Verbindung mit 
dem TLBA nicht mehr als Gutachter auftreten, auch hier werden erhöhte Kosten durch 
Dritte Gutachter entstehen. Erwartet wird auch der Verlust von Fach- und Sachver-
stand aus dem jetzigen TLBA. 

Eine Effizienzsteigerung bzgl. der Zeit für Genehmigungen wird gleichfalls nicht 
erwartet, da sich eine Großbehörde weniger flexibel „verhalten' kann. 

Umweltschutz lässt sich nur mit einer vorhandenen und starken Wirtschaft umsetzen. 
Durch diese Strukturänderungen sehen wir eher eine Schwächung der Position der 
Wirtschaft und lehnen diese Maßnahmen ab. 
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Wir sehen es, wie bereits oben erwähnt, im Hinblick auf die auch in Zukunft 
anstehenden Aufgaben als unabdingbar an, dass es für den Bereich der Wirtschaft , 
eine nicht nur als Verwaltung handelnde Behörde, sondern eine den fachlichen 
Anforderungen gerecht werdende eigenständig handelnde institution/Struktur gibt. 

Wir stehen Ihnen jederzeit gern für Rückfragen zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen und Glück auf! 

///' • /, fr" p GPv(  
Ole  Alisch 
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Stellungnahme im Rahmen der Verbändeanhörung zum Thüringer 
Verwaltungsreformgesetz 2018 (Beteiligung vom 09.03.18) 

Sehr geehrte Frau  Manz,  

für die Beteiligung und die Möglichkeit der Abgabe einer Stellungnahme zu o.g. 
Vorgang bedanken wir uns bei Ihnen. 

Prinzipiell verweise ich auf unsere gemeinsame Verbände-Stellungnahme zum 
gleichen Vorgang aus dem Jahr 2013, damals an die Ministerpräsidentin Lieberknecht 
gerichtet, an die (vorab) Stellungnahme vom 22.1.18 und den gemeinsamen 
Verbändebrief an den Thüringer Ministerpräsidenten Bodo Ramelow vom 27.2.18. 

Wir möchten nachfolgend insbesondere noch einmal auf bestimmte Punkte aus den 
uns von unseren Mitgliedsunternehmen zugegangenen Stellungnahmen hinweisen. 

Wie bereits in o.g. Stellungnahmen erwähnt, ist das Thüringer Landesbergamt für die 
Wirtschaft und insbesondere für unsere Bergbauunternehmen und Dienstleister für die 
Bergbaubranche ein wichtiger Anlaufpunkt und Partner. Sie ist anerkannte 
Fachaufsicht und Vollzugsbehörde. Die vorgesehene Eingliederung in die neue 
„Großbehörde" wird von unseren, insbesondere Thüringer Mitgliedern, als nicht 
hinnehmbar und als eine rein politisch motivierte Entscheidung angesehen. Das 
Wirtschaftsressort wird hier völlig untergeordnet. Aus unserer Sicht sollte die 
Eigenständigkeit des Landesbergamtes auch in einer neuen Behörde gegeben sein. 
Insbesondere weil die in den Ausführungen zum Verwaltungsreformgesetz 
enthaltenen Formulierungen unter dem Punkt A „Regelungsbedürfnis" Punkt 2 
vorgebrachten Erwartungshaltungen der Wirtschaft (u .a. straffe Verwaltungsstruktur, 
Nachvollziehbarkeit von Entscheidungen) beim Thüringer Landesbergamt bereits 
gegeben sind. Hier existiert auch keine Dreistufigkeit der Verwaltung mehr. Ebenfalls 
sind Fach- und Dienstaufsicht miteinander vereint. Das Thüringer Landesbergamt 
arbeitet effizient und bürgernah. 
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Wenn dieses Gesetz beschlossen wird, erhält das Umweltministerium u.a. die 
vollständige Hoheit über alle Genehmigungen nach BlmSchG, auch wenn diese 
teilweise in den Landratsämtern bearbeitet werden. Damit wird eindeutiger Stillstand 
erwartet, denn damit werden rein ideologische und keine sach- und fachgerechten 
Entscheidungen erwartet. 

Ein weiterer Aspekt: In der Begründung zum Gesetz ist keine ausreichende 
Kostenbeeinfiussung aufgezeigt, man spricht lediglich von Effizienzsteigerungen. Für 
einen Gesetzentwurf ist dies aber einforderbar. Wir erwarten eher Kostensteige-
rungen durch ein mehr an Fahrtkosten und einen erhöhten CO2-Ausstoß, was durch 
die Einsparung des obersten Thüringer Bergbeamten wohl kaum ausgeglichen wird. 

Weiterhin kann die TLUG bei gerichtlichen Auseinandersetzungen in Verbindung mit 
dem TLBA nicht mehr als Gutachter auftreten, auch hier werden erhöhte Kosten durch 
Dritte Gutachter entstehen. Erwartet wird auch der Verlust von Fach- und Sach-
verstand aus dem jetzigen TLBA. 

Eine Effizienzsteigerung bzgl. der Zeit für Genehmigungen wird gleichfalls nicht 
erwartet (eher ein Stillstand), da sich eine Großbehörde weniger flexibel „verhalten" 
kann. U.a. hat sich die örtliche Nähe des Thüringer Landesbergamtes beispielsweise 
zu den Sanierungsstandorten der Wismut GmbH bisher als positiv erwiesen und ist für 
den Dialog bei Entscheidungs- und Aufsichtsprozessen förderlich, Deshalb spricht 
sich u.a. auch die Wismut GmbH für den Erhalt der Außenstelle Gera aus. 

Zu kritisieren ist weiterhin, das unter dem Abschnitt „D. Kosten" die „...konkreten 
Kostenauswirkungen des Mantelgesetzes sowohl in kostensteigernder als auch in 
kostensenkender Hinsicht... nicht exakt berechnet werden..." können. Im Weiteren 
werden lediglich Vermutungen zu den Kosten geäußert. Das kann doch keine 
Gesetzesgrundlage bzw. Begründung für eine sinnvolle Zusammenlegung sein. Es 
heißt weiter „dadurch werden mittelfristig im Geschäftsbereich des Ministeriums für 
Infrastruktur und Landwirtschaft... .erhebliche Personalkosten eingespart," Auch das 
ist unpräzise. 

Umweltschutz lässt sich nur mit einer vorhandenen und starken Wirtschaft umsetzen. 
Durch diese Strukturänderungen sehen wir eher eine Schwächung der Position der 
Wirtschaft und lehnen deshalb diese Maßnahmen ab. 

Wir sehen es im Hinblick auf die auch in Zukunft anstehenden Aufgaben als 
unabdingbar an, dass es für den Bereich der Wirtschaft eine nicht nur als Verwaltung 
handelnde Behörde, sondern weiterhin eine den fachlichen Anforderungen gerecht 
werdende eigenständig handelnde Struktur gibt. 
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Abschließend möchten wir Ihnen hier nochmals einen Hinweis zum beigefügten 
Verteiler geben. Warum wird eigentlich nicht der Bundesverband der Gipsindustrie 
e.V., deren Industriezweig in Thüringen vertreten ist, bei einer so wichtigen Gesetzes-
vorlage beteiligt? Das hat aus unserer Sicht auch mit Transparenz zu tun. 

Gern stehen wir Ihnen für Rückfragen zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen und Glück auf! 

titälA 

Olaf Alisch 

Geschäftsführer 
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VKS112.  XXX 
Verband der Kali- und Salzindustrie e.V, Vereinigung Rohstoffe und Bergbau e.V. 

Ministerpräsident des Freistaates Thüringen 
Herrn Bodo Ramelow 
Regierungsstraße 73 
99084 Erfurt 

Berlin, den 27. Februar 2018 

Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018 — Auflösung des Thüringer Landesbergamts 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

die Bergbau- und Rohstoffindustrie in Thüringen ist ein Wirtschaftszweig, der für die 
Bereitstellung von Primärbaustoffen und Rohstoffen für die chemische Industrie, 
Landwirtschaft, Bauwirtschaft und die Grundstoffindustrie eine hohe Bedeutung besitzt. 
In jüngster Zeit diskutieren wir intensiv über das Thüringer Verwaltungsreformgesetz 2018 
und die Folgen für unsere Industrie und den Freistaat. 

Nach dem vorgelegten Gesetzentwurf wird das Thüringer Landesbergamt mit seiner Auf-
lösung seine Selbständigkeit verlieren und in das künftige Thüringer Landesamt für Umwelt, 
Bergbau und Naturschutz integriert. Das Thüringer Landesbergamt als Vollzugs- und 
Genehmigungsbehörde mit klarem Wirtschaftsbezug würde dann mit einer Umwelt- und 
Naturschutzbehörde zusammengeführt werden, deren Aufgabenprofil ein völlig anderes ist. 

Die Rohstoff- und Bergbauindustrie Thüringens hat ein vitales Interesse am Erhalt einer 
eigenständigen Fachbehörde. Die Planungen der Verwaltungsreform erfüllen uns daher mit 
großer Sorge. 
Wir glauben, dass Fach- und Sachkompetenz, die gegenwärtig Im Thüringer Landesbergamt 
in Gera konzentriert ist, innerhalb dieses Großamtes verloren gehen bzw. verwässert 
werden. Wir befürchten, dass zukünftig beispielsweise bergrechtliche Planfeststellungs-
verfahren nicht mehr von Fachleuten der Bergverwaltung geführt  warden.  Auch sehen wir die 
Gefahr, dass fachkompetentes Personal schon bald nicht mehr Im Ressort gehalten werden 
kann, da frei werdende Stellen dann absehbar amtsintern mit Mitarbeitern aus anderen 

Verband der Wirtschaft 
Thilringens e. V. 
Leasluestraße 1 
99094 Erfurt  
Tel.:  0361-6759-0 
Fax: 0361-0759-222 

Verband Bergbau,  Geologic*  
und Umwelt e. V. 
Poststraße 30 
10178 Berlin  
Tel:  330-46054270 
Fax: 03040054271 

Unternehmerverband Bundesverband der 
Minerallache Baustoffe e.V. GipsIndustrie e.V 
Walter-Kötin-SM10 Kochstraße 6-7 
04356 Leipzig 10989 Berlin  
Tel.:  0341-520468-0 Tel.:  030-311698220 
Pax: 0341-620468-20 Fax 038-311598220 

Bundesverband Baustoffe - 
Steine und Erden a V. 
Kochstrafia 6-7 
10969 Berlin  
Tel.:  030-7261999-0 
Fax: 030-7261999-12 

VKS — Verband der Kali- und 
Setzindustrie e. V. 
Reinhardletrecle 18A 
10117 Berlin  
Tel:  030-8471099-0 
Fax: 030-8471069-21 

Vereinigung Rohstoffe und 
Bergbau e. V. 
Am Schlliertbeater 4 
10625 Berlin  
Tel.:  030-315182-0 
Fax: 030-315182-25 
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Fachbereichen besetzt werden. In vergleichbaren Strukturen anderer Bundesländer stellen 
wir regelmäßig einen Verlust an Fachkompetenz fest. 
Selbstverständlich begrüßen wir kostengünstige und zeitgemäße Verwaltungsstrukturen. 
Nach unseren Erfahrungen erfüllt die Thüringer Bergverwaltung bereits heute diese 
Anforderungen. Durch die grundlegende Umstrukturierung im Jahr 2002 wurde eine 
leistungsfähige Behörde geschaffen, die Genehmigungs-, Aufsichts- und Bündelungsfunktion 
für Vorhaben unserer Industrie wahrnimmt. 
Vergleichbare Bundesländer, wie Sachsen-Anhalt, Sachsen, Brandenburg oder 
Mecklenburg-Vorpommern, haben nach abgeschlossenen Verwaltungsreformen eigen-
ständige Bergämter bzw. Landesämter. für Bergbau und Geologie erhalten. Der Freistaat 
Thüringen würde mit der geplanten Verwaltungsstruktur einen Sonderweg beschreiten und 
damit einen wirtschaftlichen Standortvorteil verlieren. Die wirtschaftspolitischen Rahmen-
bedingungen, wie sie in der Rohstoffstrategie der Bundesregierung und der Europäischen 
Rohstoffinitiative perspektivisch dargestellt sind, bestätigen die Notwendigkeit einer 
leistungsfähigen, eigenständigen Bergbehörde. 
Wir könnten uns als zukunftsfähige Struktur sehr gut vorstellen, dass im Rahmen einer 
Verwaltungsreform ein eigenständiges Landesbergamt erhalten und dem Thüringer 
Wirtschaftsministerium in einem Referat „Rohstoffe und Bergbau" unterstellt wird. 

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, 

die Verbände der deutschen Rohstoff- und Bergbauindustrie und der Wirtschaft Thüringens 
bitten Sie, unser Anliegen zu berücksichtigen. Erhalten Sie die Kompetenz und Effektivität 
des Thüringer Landesbergamtes, indem Sie die Eigenständigkeit des Amtes und damit die 
Fachkunde des Personals sichern. Sie setzen damit ein Zeichen für den Erhalt und Ausbau 
des Wirtschaftszweigs. 
Gern möchten wir auch die Möglichkeit nutzen, uns mit Ihnen dazu in einem persönlichen 
Gespräch auszutauschen und würden uns über einen Terminvorschlag freuen. 

Mit freunAlicheL4 ! Grüß p und Glück auf 

(4,... 
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VBGLI /Verband Bergbau, Geologie 
und Umwelt e.V.  

VWT - Verband der Wirtschaft 
Thüringens 

 

Petit, Dud, 
bbs - Bundesverband Baustoffe - Steine 
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VRB - Vereinig hg Rohstolfe und Bergbau e. V. 
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Vereinigung Rohstoffe und Bergbau 

Ministerpräsidentin des Freistaates Thüringen 
Frau Christine Lieberknecht 
Regierungsstraße 7 
99084 Erfurt 

Berlin, den 05.12.2013  

Verwaltungsreform Thüringen Zukunft des Thüringer Landesbergamts 

Sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin, 

die Bergbau- und Rolistoffindustrie in Thüringen ist ein Wirtschaftszweig, der für die 
Bereitstellung von Primärbaustoffen und Rohstoffen für die chemische Industrie, 
Landwirtschaft, Bauwirtschaft und die Grundstoffindustrie eine hohe Bedeutung besitzt. 
In jüngster Zeit diskutieren wir intensiv über die „Verwaltungsreform 2020" und die Folgen für 
unsere Industrie und den Freistaat. 

Nach den gegenwärtig vorgestellten Planungen soll das Thüringer Landesbergamt seine 
Selbständigkeit verlieren und in das künftige Thüringer Landesamt für Umwelt, 
Wasserwirtschaft und Bergbau integriert werden. Das Thüringer Landesbergamt als 
Vollzugs- und Genehmigungsbehörde mit klarem Wirtschaftsbezug würde dann mit einer 
Umweltbehörde zusammengeführt werden, deren Aufgabe vor allem in der fachlichen und 
technischen Beratung liegt. 
Die Rohstoff- und Bergbauindustrie Thüringens hat ein vitales Interesse am Erhalt einer 
eigenständigen Fachbehörde. Die Planungen der Verwaltungsreform erfüllen uns daher mit 
großer Sorge. 
Wir glauben, dass Fach- und Sachkompetenz, die gegenwärtig im Thüringer Landesbergamt 
in Gera konzentriert ist, innerhalb dieses Großamtes verloren gehen bzw. verwässert 
werden. Wir befürchten, dass zukünftig beispielsweise bergrechtliche Planfeststellungs-
verfahren nicht mehr von Fachleuten der Bergverwaltung geführt werden. Auch sehen wir die 
Gefahr, dass fachkompetentes Personal schon bald nicht mehr im Ressort gehalten werden 

Verband der Wirtschaft 
Thüringens a- V- 
Losslusstraße 1 
99094 Erfurt  
Tel.:  0361-6759-0 
Fax 0361-6759-222  
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und Umwelt e. V. 
Poststralle 30 
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Tel;  039-40054270 
Fox: 030-40054271  

Unternehmerverband  MInerallsche  
Baustoffe  (UVMB) e. V. 
Waller-Kähn-Str. lc 
04356 Leipzig 
Tel.: 0341-520466-0 
Fax: 0341-620468-20  

Bundesverband Baustoffe - VKS — Verband der Kali- und Vereinigung Rohstoffe und 
Steine und Erden e. V. SalzIndustrle a. V. Bergbau e. V. 
Kothstreße 6-7 Reinhardtslralle 18A Am Bchillerthealer 4 
10969 Berlin 10117 Berlin 10625 Berlin 
Tat,: 030-7251999-0 Tel:  030-84710139-0 Tel.:  030-315162-0 
Fax: 030-7261999-12 Fax; 030-6471069-21 Fax: 030-315162.35 
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kann, da frei werdende Stellen dann absehbar amtsintern mit Mitarbeitern aus anderen 
Fachbereichen besetzt werden. In vergleichbaren Strukturen anderer Bundesländer stellen 
wir regelmäßig einen Verlust an Fachkompetenz fest. 
Selbstverständlich begrüßen wir kostengünstige und zeitgemäße Verwaltungsstrukturen. 
Nach unseren Erfahrungen erfüllt die Thüringer I3ergverwaltung bereits heute diese 
Anforderungen. Durch die grundlegende Umstrukturierung im Jahr 2002 wurde eine 
leistungsfähige Behörde geschaffen, die Genehmlgungs-, Aufsichts- und Bündelungsfunktion 
für Vorhaben unserer Industrie wahrnimmt 

Vergleichbare Bundesländer, wie Sachsen-Anhalt, Sachsen, Brandenburg oder 
Mecklenburg-Vorpommern, haben nach abgeschlossenen Verwaltungsreformen eigen-
ständige Bergämter bzw. Landesämter für Bergbau und Geologie erhalten. Der Freistaat 
Thüringen würde mit der geplanten Verwaltungsstruktur einen Sonderweg beschreiten und 
damit einen wirtschaftlichen Standortvorteil verlieren. Die wirtschaftspolitischen Rahmen-
bedingungen, wie sie in der Rohstoffstrategie der Bundesregierung und der Europäischen 
Rohstoffinitiative perspektivisch dargestellt sind, bestätigen die Notwendigkeit einer 
leistungsfähigen, eigenständigen Bergbehörde. 

Sehr geehrte Frau Ministerpräsidentin, 
die Verbände der deutschen Rohstoff- und Bergbauindustrie und der Wirtschaft Thüringens 
bitten Sie, unser Anliegen zu berücksichtigen. Erhalten Sie die Kompetenz und Effektivität 
des Thüringer Landesbergamtes, indem Sie die Eigenständigkeit des Amtes und damit die 
Fachkunde des Personals sichern. Sie setzen damit ein Zeichen für den Erhalt und Ausbau 
des Wirtschaftszweigs. Gern möchten wir auch die Möglichkeit nutzen, uns mit Ihnen dazu in 
einem persönlichen Gespräch auszutauschen und würden uns über einen Terminvorschlag 
freuen. 

Mitüdfikten Grüßen und Glück auf 
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